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Gute Betreuungsplätze und
Kindesunterhalt verhindern Armut von
Einelternfamilien

Berlin, 3. 6. 2013. Mit 43 Prozent haben Alleinerziehende und ihre Kinder das
höchste Armutsrisiko aller Familien. Der Bevölkerungsdurchschnitt liegt bei 15
Prozent. Daran hat sich seit 2007 nichts geändert, wie der 4. Armuts- und
Reichtumsbericht zeigt.

Anlässlich der heute im Bundestag stattfindenden Anhörung zum 4. Armuts-
und Reichtumsbericht erklärt Edith Schwab, Vorsitzende des Verbands
alleinerziehender Mütter und Väter: "Alleinerziehende wollen arbeiten und
auch der Staat verlangt von ihnen nicht zuletzt seit der Unterhaltsrechtsreform
von 2008 finanzielle Eigenständigkeit - was aber fehlt sind die entsprechenden
Rahmenbedingungen. Hier ist die Bundesregierung in Verantwortung, denn die
anhaltende Armut von Einelternfamilien ist Ausdruck ihrer gesellschaftlichen
Benachteiligung."

Wenn der flexible Kitaplatz fehlt oder Ganztagsschulplätze Mangelware sind,
wird es sehr schwer, eine existenzsichernde Beschäftigung zu finden -
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hinsichtlich des Stundenumfangs sowie des Lohnes. Schließlich werden in
sogenannten frauentypischen Branchen sehr oft Niedriglöhne gezahlt, von
denen frau und ihr Kind nicht leben können. Auch fehlender Unterhalt ist ein
großes Problem: Nur die Hälfte der Alleinerziehenden erhält Unterhalt in voller
Höhe und regelmäßig.

Der VAMV fordert eine Armutspolitik als Querschnittspolitik. Es bedarf
effektiver Instrumente in der Arbeitsmarkt-, Sozial-, Gleichstellungs- und
Familienpolitik. Alleinerziehende brauchen unter anderem: einen zügigen
Ausbau ganztägiger, flexibler und gebührenfreier Betreuungs- und
Bildungseinrichtungen von hoher Qualität, die Einführung eines gesetzlichen
und flächendeckenden Mindestlohns, einen Ausbau des Unterhaltsvorschuss,
eine Kindergrundsicherung sowie eine Individualbesteuerung statt des
Ehegattensplittings. Der Familienlastenausgleich im Steuerrecht ist so
auszugestalten, dass er in gerechter Weise alle Familien gleichermaßen
unterstützt und nicht diejenigen mit hohen Einkommen bevorteilt.

Weiter kritisiert Schwab das Vorgehen der Berichterstattung: "Es kann nicht
sein, dass sich die Bundesregierung ihr Zeugnis selbst ausstellt und anstatt
wissenschaftlicher Expertise eigene Interpretationen der Daten zu Verteilung
von Einkommen und Vermögen vorlegt. Der Armuts- und Reichtumsbericht
muss zukünftig von einer unabhängigen Expertenkommission unter der
tatsächlichen Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure erstellt werden."
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